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Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), hier: Immissions-

schutzrechtliche Neugenehmigung nach §§ 4, 10 BImSchG einer Anlage zur zeitweili-

gen Lagerung und Demontage von PCB-freien Transformatoren in der Ruhrorterstr. 

40-50 in 68219 Mannheim durch die Fa. SM Metals GmbH, Lampertheim 

Antrag vom 05.09.2024, eingegangen am 09.09.2024

 

Anlagen 

1 Liste Aufstellung Sicherheitsleistung 

1 Fassung gesiegelter Antragsunterlagen (wird separat versandt) 

1 gekürzte Fassung Antragsunterlagen (wird separat versandt) 

 

 
Sehr geehrter Herr Shahid, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Firma SM Metals GmbH, Wilhelm-Herz-Ring 2, 68623 Lampertheim wird auf Ihren 

Antrag vom 05.09.2024, zuletzt mit dem Schreiben vom 06.12.2024 geändert, gemäß 

§§ 4, 6 und 10 BImSchG in Verbindung mit den Nummern 8.11.2.1 (G, E), 8.11.2.4 

(V), 8.12.1.1 (G, E) 8.12.2 (V) und 8.12.3.1 (G) des Anhangs 1 der vierten Verord-

nung zur Durchführung des BImSchG (4. BImSchV) die 

 

https://cloud.landbw.de/index.php/s/nsaQ33d4EG35NZa
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1. IMMISSIONSCHUTZRECHTLICHE GENEHMIGUNG 

 

für die Errichtung und den Betrieb einer Anlage zur zeitweiligen Lagerung von gefähr-

lichen und nicht gefährlichen Abfällen sowie Schrotten und Metallen und Lagerung 

und Demontage von restentleerten PCB-freien Transformatoren erteilt. 

 

 

1.1 Die Genehmigung erfolgt unter den in Ziffer 4 dieses Bescheides aufgeführten 

Nebenbestimmungen. 

1.2 Der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegen die mit dem Dienstsiegel 

des Regierungspräsidiums Karlsruhe versehenen Antragsunterlagen vom 

05.09.2024 zugrunde. Die Anlagen sind nach diesen Unterlagen zu errichten und 

zu betreiben, soweit in den Nebenbestimmungen nichts anderes festgelegt ist. 

1.3 Diese Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Be-

standskraft dieser Entscheidung mit der Errichtung der Anlage begonnen wird. 

1.4 Die Inbetriebnahme der Anlagen ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe spätes-

tens 2 Wochen zuvor schriftlich mitzuteilen. 

1.6 Der Betrieb der Anlage darf erst aufgenommen werden, wenn die unter der Ne-

benbestimmung Nr. 4.7.1 festgesetzte Sicherheitsleistung geleistet wurde. 

1.7 Für diese Entscheidung wird eine Gebühr in der Höhe von     EUR festgesetzt. 

1.8 Dieser Genehmigung liegen die Schlussfolgerungen über die besten verfügbaren 

Techniken (BVT) für Abfallbehandlungsanlagen (Durchführungsbeschluss (EU) 

2018/1147 der Kommission), die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 

(TA Luft 2021) und die Allgemeine Verwaltungsvorschrift Abfallbehandlungsanla-

gen (ABA-VwV) zugrunde. 

 

2. Antragsunterlagen 

 

Der Entscheidung liegen folgende, mit Dienstsiegel des Regierungspräsidiums Karls-

ruhe versehenen Antragsunterlagen zu Grunde: 

 

1. Allgemeine Angaben zum Antragsinhalt und zum Standort, Pläne 

2. Anlagen- und Betriebsbeschreibung, Schematische Darstellung 

3. Angaben zu Luftschadstoffen einschließlich Gerüchen 

4. Angaben zum Lärm (Prognose vom Juni 2024, Fa. ABK Kamp-Lintfort) 

5. Angaben zu elektromagnetischen Feldern, Erschütterung, Licht 

6. Angaben zum Abwasser 

7. Angaben zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

8. Angaben zu anfallenden Abfällen 

9. Angaben zu Arbeitsschutz und Betriebssicherheit 
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10. Angaben zu Maßnahmen nach Betriebseinstellung 

11. Angaben zum Ausgangszustandsbericht für Anlagen nach der IE-Richtlinie 

12. Angaben zu Anlagensicherheit für Betriebsbereiche (Brandschutzkonzept, 

Stand 22.11.2024) 

13. Angaben zur UVP-Vorprüfung 

14. Baurechtliche Unterlagen, Pläne 

 

3. Kurzbeschreibung des Vorhabens 

 

Die Firma SM Metals GmbH betreibt am Standort Wilhelm-Herz-Ring 2, 68623 Lam-

pertheim eine Anlage zur Lagerung und Demontage von PCB-freien Transformatoren 

und Teilfraktionen, sowie eine Anlage zur Lagerung von Schrotten und Metallen. Die 

Firma ist zertifizierter Entsorgungsfachbetrieb. 

Aufgrund der Nachfrage nach Demontage von Großtransformatoren mit einem Ge-

wicht von bis zu 500 Tonnen, die aufgrund ihrer Größe und des Gewichts nur über die 

Bahn transportiert werden können, wird in der bestehenden Montagehalle auf dem 

Gelände der Spedition Kübler GmbH am Standort Ruhrorter Straße 40-50 in 68219 

Mannheim eine Demontagefläche geplant. Monatlich sollen ein bis zwei Trafos ange-

liefert und demontiert werden. Bauliche Maßnahmen an der Montagehalle sind nicht 

vorgesehen. 

Die Großtransformatoren können direkt am Schwergutterminal der Spedition Kübler 

GmbH im Rheinau-Hafen in Mannheim über den Portalkran vom Zug auf das Be-

triebsgelände umgeschlagen werden. Dort werden sie dann auf einer abgegrenzten 

Fläche in der bestehenden Montagehalle demontiert sowie zerkleinert und die Frakti-

onen für den weiteren Transport zum Standort der SM Metals GmbH in Lampertheim 

vorbereitet. 

 

Gegenstand des Antrags ist die Lagerung und Demontage von PCB-freien Transfor-

matoren und Teilfraktionen von Transformatoren sowie zur zeitweiligen Lagerung von 

Schrotten und Metallen und die Absaugung von PCB-freien Restmengen an Transfor-

matorenöl. 

 

Die geplante Anlage wird nach Anhang 1 der 4. BImSchV wie folgt eingestuft: 

 

Nr. Verfah-

rensart 

 Leistung 

der Anlage 

8.11.2.1 G 

IED-

Anlage 

Anlagen zur sonstigen Behandlung von gefährli-

chen Abfällen mit einer Durchsatzkapazität von 

10 Tonnen oder mehr je Tag 

500 t/Tag 

8.11.2.4 V Anlagen zur sonstigen Behandlung von nicht ge-

fährlichen Abfällen, soweit nicht durch die Nr. 

500 t/Tag 



- 4 - 

 

8.11.2.3 erfasst, mit einer Durchsatzkapazität von 

10 Tonnen oder mehr je Tag 

8.12.1.1 G 

IED-

Anlage 

Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von gefährli-

chen Abfällen mit einer Gesamtlagerkapazität von 

50 Tonnen oder mehr 

1.046 t 

(davon 

1.000 t zu-

gleich Ei-

sen- und 

Nichteisen-

schrotte) 

8.12.2 V Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von nicht ge-

fährlichen Abfällen mit einer Gesamtlagerkapazi-

tät von 100 Tonnen oder mehr 

1.000 t 

(zugleich 

Eisen- und 

Nichteisen-

schrotte) 

8.12.3.1 G Anlagen zur zeitweiligen Lagerung von Eisen- o-

der Nichteisenschrotten, einschließlich Auto-

wracks, mit einer Gesamtlagerfläche von 15.000 

Quadratmetern oder mehr oder einer Gesamtla-

gerkapazität von 1.500 Tonnen oder mehr 

2.000 t 

 

 

4. Nebenbestimmungen 

 

4.1 Allgemeines 

 

4.1.1 Die Anlage ist nach Maßgabe des Antrages und der nachträglich vorgelegten 
Unterlagen zu errichten, zu betreiben und instand zu halten, soweit nichts anderes 
bestimmt ist. 

 

4.1.2 Die Inbetriebnahme der Anlage ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 
54.2, schriftlich anzuzeigen. 

 

4.1.3 Es ist ein Betriebshandbuch zu erstellen, in dem die für den Normalbetrieb, für 
die Instandsetzung und für die Betriebsstörungen erforderlichen Maßnahmen, die für 
den sicheren und ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage erforderlich sind, dokumen-
tiert werden. Es sind die Aufgaben und Verantwortungsbereiche des Personals, die 
Betriebs- und Arbeitsanweisungen, die Kontroll- und Wartungsmaßnahmen sowie In-
formations-, Dokumentations- und Aufbewahrungspflichten zu dokumentieren. 
Auf Grundlage der Vorgaben im Betriebshandbuch ist ein Betriebstagebuch zu füh-
ren. 
Das Betriebstagebuch muss jederzeit von der zuständigen Behörde eingesehen 
werden können. 
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4.1.4 Betriebsstörungen und besondere Vorkommnisse sind schriftlich im Betriebsta-
gebuch festzuhalten. Aus den Aufzeichnungen, die auf Verlangen der zuständigen 
Behörde zu übermitteln sind, müssen mindestens Zeitpunkt, Dauer der Störung, aus-
getretene Stoffmengen, Folgen der Störung und alle eingeleiteten Maßnahmen sowie 
Vorkehrungen zur Verhinderung einer Wiederholung der Störung hervorgehen. 
 

4.2 Immissionsschutzrechtliche Anforderungen 

 
4.2.1 Die Fahrwege auf dem Gelände sind regelmäßig zu reinigen. Sie sind 
durchgehend sauber zu halten. 

 

4.3 Lärm 

 

4.3.1 Die schalltechnische Untersuchung nach TA Lärm der Fa. ABK Institut für Im-
missionsschutz GmbH vom 04. Juni 2024 ist Bestandteil der Genehmigung. Die in der 
Prognose berücksichtigte Betriebsweise ist einzuhalten. 

 
4.3.2 Die Betriebszeiten sind von 7:00 bis 18:00 Uhr. 
 
4.3.3 Es dürfen maximal 4 LKW täglich für die Fa. SM Metals GmbH das Gelände 
anfahren oder verlassen. 
 
4.4. Wasserrechtliche Anforderungen 
 
4.4.1 Das Betriebsgrundstück wird laut der veröffentlichten Hochwassergefahrenkarte 
(HWGK) bei einer Flächenausbreitung eines Extremhochwassers (HQextrem) 
überflutet. Daher ist für das Hochwasserrisikomanagement spätestens sechs Monate 
nach Inbetriebnahme, unter Berücksichtigung der in der Hochwassergefahrenkarte 
ausgewiesenen Überflutungstiefen, ein Konzept zu erstellen und der Genehmigungs-
behörde vorzulegen. Das Konzept muss mindestens folgende Punkte für den Fall ei-
nes Extremhochwassers enthalten: 

- Planung und Umsetzung von Maßnahmen zur Vermeidung von Umweltbelas-
tungen, einschließlich Objektschutz, 

- Alarm- und Einsatzpläne, 

- die Vorbereitung ggf. notwendiger Nachsorgemaßnahmen. 
 

4.4.2 Die Befestigungen aller Lagerbereiche sind regelmäßig auf Dichtigkeit zu prüfen 
und die Durchführung der Prüfungen ist im Betriebstagebuch zu dokumentieren. 
 
4.4.3 Die zur Verwendung kommenden Auffangwannen zum Schutz des Bodens und 
des Grundwassers müssen bauaufsichtlich zugelassen sein oder es ist eine Eig-
nungsfeststellung durchzuführen. 
 
4.5 Abfall 
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4.5.1 Es ist sowohl für die angenommenen als auch für die abgegebenen Abfälle ein 
Abfallregister gemäß § 24 Nachweisverordnung zu führen. Dieses kann Teil des Be-
triebstagebuchs sein. 
 
4.5.2 Im Rahmen des Jahresberichtes nach § 31 BImSchG ist der Überwachungsbe-
hörde eine Jahresübersicht bis spätestens 31.03. des Folgejahres vorzulegen, in der 
u.a. die In- und Outputströme (Jahresdurchsatz in Tonnen) einzelner Abfälle nach Ab-
fallschlüssel getrennt dokumentiert werden. 
 
4.5.3 Durch eine entsprechende Organisation der Ein- und Ausgänge von Abfällen 
ist sicherzustellen, dass die Abfälle nicht länger als ein Jahr gelagert werden. 
 
4.6 Brandschutz 
 
4.6.1. Die Vorgaben des Brandschutzkonzeptes (Neubau einer Montagehalle Spedi-
tion Kübler – Nr. 2020_055) der Fa. CEconsult, Ralf Michael vom 22.11.2024 (BSK) 
sind einzuhalten und umzusetzen. Ein Sachverständiger nach der Verwaltungsvor-
schrift des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau über die brand-
schutztechnische Prüfung im baurechtlichen Verfahren (VwV Brandschutzprüfung) 
hat über die ordnungsgemäße Ausführung des Brandschutzkonzepts und die darüber 
hinausgehenden brandschutztechnischen Forderungen der Baugenehmigung eine 
Konformitätsbescheinigung auszustellen, die dem Fachbereich 60.3 - Baurecht, Bau-
verwaltung und Denkmalschutz - der Stadt Mannheim vorzulegen ist. 
 
4.6.2. Der gutachterlichen Einschätzung zu den beantragten Abweichungen auf Seite 
34 im BSK kann aus brandschutztechnischer Sicht zugestimmt werden. 
 
4.6.3. Für das Objekt ist eine Löschwasseranlage Typ F in der Ausführung nass vor-
zusehen. Die Anlage ist gemäß den Anforderungen der DIN 14 462 sowie der VwV 
Technische Baubestimmungen, jeweils in der gültigen Fassung, auszuführen. Die 
Entnahmearmaturen sind nach Tabelle 2 der DIN 14 462 für eine Wassermenge von 
200 l/min auszulegen. (§§ 15, 38 LBO) Für die weitere Abstimmung ist rechtzeitig vor 
der Inbetriebnahme mit der Feuerwehr Kontakt aufzunehmen: 
Stadt Mannheim 
Feuerwehr und Katastrophenschutz 
Objektbezogene Gefahrenabwehr 
Gert-Magnus-Platz 1 
68163 Mannheim 
Email: vorbeugender-brandschutz@mannheim.de 
 
4.6.4. Hinsichtlich des Funktionserhalts von elektrischen Leitungsanlagen im Brandfall 
sind die Richtlinie über brandschutztechnische Anforderungen an Leitungsanlagen 
(LAR) sowie die VwV Technische Baubestimmungen zu beachten. (§ 15 LBO, LAR) 
Die Dauer des Funktionserhalts muss mindestens 90 Minuten betragen bei: 
- Wasserdruckerhöhungsanlagen zur Löschwasserversorgung. 
 
4.6.5. Flächen für die Feuerwehr sind gemäß VwV Feuerwehrflächen auszuführen. 

mailto:vorbeugender-brandschutz@mannheim.de
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Hinweisschilder für Flächen für die Feuerwehr sind als amtlich angeordnet zu kenn-
zeichnen. Dazu bitte unter der E-Mail-Adresse: „37vorbeugender.brand-
schutz@mannheim.de“, unter der Angabe der Objekt-Adresse und des Aktenzei-
chens, die Durchführung der amtlichen Kennzeichnung beantragen. (VwV Feuerwehr-
flächen) 
 
4.6.6. Die Rettungswege des Objektes / der Nutzungseinheit sind mit Rettungszei-
chen (beleuchtet) nach den anerkannten Regeln der Technik, sowie der VwV Techni-
sche Baubestimmungen zu kennzeichnen. (§§ 15, 38 LBO) 
 
4.6.7. Für das Objekt sind im Benehmen mit der Feuerwehr Feuerwehrpläne nach 
DIN 14095 aufzustellen. (§§ 15, 38 LBO, IndBauRL 5.12.2,) 
Dazu ist rechtzeitig vom Betreiber Kontakt mit der Feuerwehr aufzunehmen: 
Stadt Mannheim 
Feuerwehr und Katastrophenschutz 
Objektbezogene Gefahrenabwehr 
Gert-Magnus-Platz 1 
68163 Mannheim 
Email: vorbeugender-brandschutz@mannheim.de 
 
4.6.8. Der Stadt Mannheim ist in regelmäßigen Abständen im Rahmen einer 
Brandverhütungsschau (BVS) gemäß VwV Brandverhütungsschau, der Zutritt zu der 
baulichen Anlage zu ermöglichen. (§ 38 LBO, VwV Brandverhütungsschau) 
 
4.6.9. Die der Brandbelastungsberechnung des Brandschutzkonzeptes (S. 15 ff.) zu-
grunde gelegten maximalen Brandlasten sind einzuhalten. Es ist organisatorisch si-
cherzustellen, dass diese während des Gebäudebetriebs nicht überschritten werden. 
(§§ 15, 38 LBO, Abschnitt 7 IndBauRL). Eine zum Zeitpunkt der Brandverhütungs-
schau aktuelle Konformitätsbeschreibung ist im Rahmen der Brandverhütungsschau 
vorzulegen. 
 
4.7 Sicherheitsleistung 
 
4.7.1 Zur Sicherstellung der Erfüllung der Betreiberpflichten nach Stilllegung des Be-
triebs wird gemäß §§ 12 Abs. 1 Satz 2, 5 Abs. 3 BImSchG eine Sicherheitsleistung in 
Höhe von 11.580,00 € festgesetzt. Auf Antrag kann die Sicherheitsleistung neu be-
rechnet werden. 
 
4.7.2 Die Sicherheitsleistung ist in Form einer unbefristeten selbstschuldnerischen 
Bürgschaft zugunsten des Landes Baden-Württemberg, vertreten durch das Regie-
rungspräsidium Karlsruhe, zu erbringen. 
 
4.7.3 Die Bürgschaft ist von einem im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten Kreditin-
stitut im Sinne von § 108 ZPO oder einer im Inland zum Geschäftsbetrieb befugten 
Versicherung zu stellen. Bürgschaften von Banken und Versicherungen ohne Ge-
schäftsbetrieb im Inland können ausnahmsweise dann akzeptiert werden, wenn diese 

mailto:vorbeugender-brandschutz@mannheim.de
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ihren Sitz oder ihre Niederlassung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union ha-
ben, sich der Zuständigkeit der deutschen Gerichte und deutschem Recht unterwer-
fen und einen Zustellungsbevollmächtigten im Inland benennen. 
Die Bürgschaftserklärung bedarf der Schriftform (§ 766 BGB); sie muss den Verzicht 
auf die Einreden der Anfechtbarkeit, der Aufrechenbarkeit und der Vorausklage (§§ 
770, 771 BGB) enthalten. Ebenfalls soll aufgeführt werden, dass für das Bürgschafts-
verhältnis ausschließlich deutsches Recht maßgebend und der Gerichtsstand, soweit 
rechtlich zulässig, Karlsruhe ist. 
 
4.7.4 Die Bürgschaftsurkunde ist im Original beim Regierungspräsidium Karlsruhe, 
Schlossplatz 1-3, 76131 Karlsruhe, zu hinterlegen. 
 
4.7.5 Ein Betreiberwechsel ist dem Regierungspräsidium Karlsruhe mindestens zwei 
Wochen vorher anzuzeigen. Im Falle des Übergangs der Anlage auf einen neuen Be-
treiber darf dieser den Betrieb der Anlage erst aufnehmen, nachdem er selbst die er-
forderliche Sicherheit entsprechend den obenstehenden Vorgaben beim Regierungs-
präsidium Karlsruhe hinterlegt hat. 
 
4.7.6 Die Bürgschaftsurkunde wird zurückgegeben, wenn die Betreiberpflichten nach 
§ 5 Abs. 3 BImSchG erfüllt sind oder im Falle eines Betreiberwechsels der neue Be-
treiber die erforderliche Sicherheit erbracht hat. 
 
4.7.7 Die Genehmigungsbehörde behält sich vor, die Höhe der Sicherheitsleistung 
bei Bedarf anzupassen. Ein Anpassungsbedarf kann sich insbesondere daraus erge-
ben, 

- dass sich die marktüblichen Entsorgungspreise für die in der Anlage zugelas-
senen Abfälle wesentlich ändern oder 

- dass sich die Kapazität der Anlage oder die Qualität der in der Anlage zugelas-
senen Abfälle erheblich ändert (etwa durch ein immissionsschutzrechtliches 
Anzeige- oder Genehmigungsverfahren). 

 
4.8 Arbeitsschutz 
 
4.8.1 Bei dem Betrieb der Anlage sind gemäß TRGS 519 die Betriebshygiene zu be-
achten und in Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung nach Gefahrstoffverordnung zu 
beschreiben. 
 
4.8.2 Die Mitarbeiter sind regelmäßig zu schulen und zu unterweisen.  
 
4.8.3 In den Gefährdungsbeurteilungen ist der Umgang mit Asbest zu berücksichti-
gen. 
 
4.8.4 Die gemeinschaftliche Nutzung der Sozialräume müssen hinsichtlich der Größe 
und Ausstattung den Erfordernissen der einschlägigen Arbeitsstättenrichtlinien (ASR) 
genügen. 
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5 Begründung 
 
5.1 Antragsgegenstand 
Mit dem Antrag vom 05.09.2024, zuletzt mit dem Schreiben vom 06.12.2024 geän-
dert, beantragt die Fa. SM Metals GmbH eine Genehmigung für die Errichtung und 
den Betrieb einer Anlage zur Lagerung und Behandlung von restentleerten PCB-
freien Großtransformatoren auf dem Betriebsgelände Ruhrorterstr. 40-50 in 68219 
Mannheim. 
 
5.2 Verfahren und Zuständigkeit 
Mit dem verfahrensgegenständlichen Vorhaben werden Aktivitäten innerhalb der 
Halle der Fa. Spedition Kübler geändert. Künftig werden hier restentleerte PCB-freie 
Großtransformatoren demontiert und die Teilfraktionen entsorgt oder der Wiederver-
fertigung zugeführt. Durch diese Tätigkeit ergibt sich ein Bedarf nach einer immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigung nach §§ 4 und 10 des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes in Verbindung mit §§ 1 und 2 der vierten Verordnung zur Durchführung des 
BImSchG (4. BImSchV) und den Nummern 8.11.2.1 (GE), 8.11.2.4 (V), 8.12.1.1 (GE), 
8.12.2 (V) und 8.12.3.1 (G). 
Das Genehmigungsverfahren wurde gemäß § 10 BImSchG als förmliches Verfahren 
mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchgeführt. 
Gemäß § 10 Abs. 5 BImSchG wurden folgende Behörden und Träger öffentlicher Be-
lange am Verfahren beteiligt: 
 

- Stadt Mannheim, Bereiche: 
 

Baurecht und Denkmalschutz, 
Feuerwehr und Katastrophenschutz, 
Naturschutz, 
untere Altlasten- und Bodenschutzbehörde, 
Wasserrecht 

 

- Staatliche Rhein-Neckar-Hafengesellschaft Mannheim mbH 
 

Die vorgenannten Stellen wurden mit Schreiben vom 26. September 2024 zu dem 
Vorhaben angehört. 
 
Das Vorhaben wurde am 16. Januar 2025 auf der Homepage des Regierungspräsidi-

ums Karlsruhe sowie im Staatsanzeiger Baden-Württemberg öffentlich bekannt ge-

macht. 

Der Genehmigungsantrag mit den zugehörigen Unterlagen, die zum Zeitpunkt der Be-

kanntmachung vorlagen, standen vom 27. Januar 2025 bis einschließlich 26. Februar 

2025 digital im Internet zur Einsichtnahme zur Verfügung. 

 

Die gesetzliche Einwendungsfrist begann am 27. Januar 2025 und endete am 26. 

März 2025. Innerhalb dieser Frist gingen keine Einwendungen ein. 
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Das Regierungspräsidium Karlsruhe hat gemäß der Verwaltungsvorschrift der Lan-

desregierung zur Intensivierung der Öffentlichkeitsarbeit in Planungs- und Zulas-

sungsverfahren (VwV Öffentlichkeitsbeteiligung) im Rahmen der Vorantragsbespre-

chung am 10. April 2024 auf eine frühe Öffentlichkeitsbeteiligung durch die Firma SM 

Metals GmbH hingewirkt. 

 

Die immissionsschutzrechtliche Zuständigkeit des Regierungspräsidiums Karlsruhe 

ergibt sich aus §§ 1 Abs. 1 und 2, 2 Abs. 1 Nr. 1a) der Verordnung der Landesregie-

rung, des Umweltministeriums und des Verkehrsministeriums über Zuständigkeiten 

für Angelegenheiten des Immissionsschutzes (Immissionsschutz-Zuständigkeitsver-

ordnung (ImSchZuVO)). 

 

5.3 Materielle Genehmigungsfähigkeit 

Die beantragte immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist zu erteilen, da sicherge-

stellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und den auf Grund des § 7 BImSchG erlas-

senen Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffent-

lich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem 

Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen (§ 6 Abs. 1 BImSchG). § 5 Abs. 1 BImSchG 

setzt voraus, dass 

 - schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 

erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorge-

rufen werden können (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG); 

- Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche 

Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem 

Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen (§ 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG); 

- Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende 

Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit beseitigt werden (§ 5 

Abs. 1 Nr. 3 BImSchG) und 

- Energie sparsam und effizient verwendet wird (§ 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG). 

 

Dem Genehmigungsantrag konnte unter den in Nr. 4 dieses Bescheides festgelegten 

Nebenbestimmungen stattgegeben werden. Die Nebenbestimmungen sind erforder-

lich, um die Erfüllung der in § 6 BImSchG genannten Genehmigungsvoraussetzungen 

sicherzustellen. 

 

Die Einhaltung der Pflichten und der sonstigen öffentlich-rechtlichen Vorschriften 

ergibt sich im Einzelnen aus den im Folgenden dargelegten Punkten. 

 

5.3.1 Luftreinhaltung 
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Bei der Demontage und Zwischenlagerung der Großtransformatoren sowie nach der 

Zerlegung werden keine schädlichen Emissionen von Luftschadstoffen oder Gerü-

chen freigesetzt, die zu einer Verschmutzung der Luft oder zu Geruchsbelästigungen 

führen könnten. 

 

5.3.2 Lärmschutz 

Die Antragsunterlagen enthalten eine Prognose über die zu erwartenden Geräusche-

missionen und -immissionen durch den Betrieb der Anlage zur Demontage von rest-

entleerten PCB-freien Großtransformatoren von dem ABK Institut für Immissions-

schutz GmbH, Kamp-Lintfort, vom Juni 2024. Die schalltechnische Untersuchung 

kommt zu dem Schluss, dass die gewerbliche Geräuschzusatzbelastung die Richt-

werte an allen betrachteten Immissionsorte um mindestens 6 dB unterschreitet und 

somit nicht relevant zur gewerblichen Gesamtgeräuschbelastung beiträgt. Aus der 

Untersuchung ergeben sich keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Um-

welt. 

 

5.3.3 Abfallvermeidung, Abfallverwertung, Abfallbeseitigung 

Die abfallrechtlich einzuhaltenden Anforderungen ergeben sich vorwiegend aus den 

Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und den dazugehörigen Verord-

nungen. 

Die entsprechenden Nebenbestimmungen stellen sicher, dass die Anforderungen 

des Abfallrechts eingehalten werden. Insbesondere ist der ordnungsgemäße 

Umgang mit Abfällen nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG und eine ordnungsgemäße Ver-

wertung bzw. Entsorgung der Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allge-

meinheit gewährleistet. 

Weitere Nebenbestimmungen sind insoweit aufgrund der direkten und unmittelbaren 

Wirkung der Vorgaben des Abfallrechts nicht erforderlich. 

 

5.3.4 Energieeffizienz 

Nach § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG sind genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errich-

ten und zu betreiben, dass Energie sparsam und effizient verwendet wird. 

Energieintensive Prozesse oder Anlagen werden nicht betrieben. 

 

5.3.5 Umweltverträglichkeit 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 

Es gilt die Pflicht, eine allgemeine oder standortbezogene Vorprüfung durchzuführen, 

wenn das Vorhaben im Anhang 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-

fung in Spalte 2 mit dem Buchstaben „A“ oder „S“ gekennzeichnet ist. Für das Vorha-

ben war im Rahmen des Genehmigungsverfahrens eine allgemeine Vorprüfung des 

Einzelfalles nach § 7 Abs. 1 UVPG in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 8.7.1.1 und Anlage 

3 des UVPG durchzuführen. Im Rahmen der Prüfung wurde festgestellt, dass für das 
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beantragte Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung besteht. 

Die Mitteilung wurde am 02. Dezember 2024 auf die Homepage des Regierungspräsi-

diums Karlsruhe gestellt. 

 

5.3.6 Anlagensicherheit 

Das beantragte Vorhaben fällt in keinem Betriebsbereich unter die Störfallverordnung. 

Es wurde eine Störfallberechnung mit dem Berechnungsprogramm der Bezirksregie-

rung Arnsberg durchgeführt. 

 

5.3.7 Baurecht/Brandschutz 

Da keine baulichen Veränderungen an dem bereits genehmigten und errichteten Be-

triebsgebäude vorgenommen werden, sind baurechtliche Nebenbestimmungen nicht 

erforderlich. 

 

5.3.8 Wasserrecht 

Gemäß § 62 Abs. 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) müssen Anlagen 

zum Lagern wassergefährdender Stoffe so beschaffen sein und so errichtet, unterhal-

ten, betrieben und stillgelegt werden, dass eine nachteilige Veränderung der Eigen-

schaften von Gewässern nicht zu besorgen ist. Die künftig verwendeten Auffangwan-

nen besitzen Bauartzulassungen, der Montagehallenboden ist als WHG-Fläche er-

richtet und zugelassen. Die Fläche vom Gleis bis zur Montagehalle ist wasserun-

durchlässig ausgebildet und überdacht. 

 

5.3.9 Bodenschutz 

Ausgangszustandsbericht 

Die Vorlage eines Berichts über den Ausgangszustand ist gemäß §§ 10 Abs. 1a, 3 

Abs. 9 BImSchG i. V. m. Art. 1 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1272/2008 über die 

Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung von Stoffen und Gemischen (CLP-Ver-

ordnung) hinsichtlich des Abfalls nicht erforderlich. Hinsichtlich der relevant gefährli-

chen Stoffe ist die Möglichkeit der Verschmutzung ausgeschlossen (§ 10 Abs. 1a S. 2 

BImSchG), da die Lagerung auf dicht befestigten Flächen und bei flüssigen Stoffen in 

einer ausreichend bemessenen Auffangvorrichtung erfolgt. 

 

5.3.10 Naturschutz 

Die untere Naturschutzbehörde der Stadt Mannheim wurde am Verfahren beteiligt 

und hat keine Bedenken gegen das Vorhaben.  
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5.3.11 Arbeitsschutz 

Die einzuhaltenden arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen ergeben sich vorwiegend 

aus den Vorgaben des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) sowie den dazugehörigen 

Verordnungen. Die Anlagenbetreiberin hat im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung 

die Arbeitsplätze ihrer Beschäftigten zu überprüfen, die erforderlichen Arbeitsschutz-

maßnahmen festzulegen und deren Umsetzung sicherzustellen. 

 

5.3.12 Brandschutz 

Nach dem Brandschutzkonzept 8Neubau einer Montagehalle Spedition Kübler – Nr. 

2020_055) der Fa. CEconsult, Ralf Michael vom 22.11.2024 bestehen aus Sicht des 

vorbeugenden Brandschutzes keine brandschutztechnische Bedenken gegen die be-

antragte immissionsschutzrechtliche Genehmigung. Das Gebäude wird als Gebäude 

der Gebäudeklasse 3 sowie als Sonderbau nach § 38 LBO beurteilt. 

 

5.3.13 Sicherheitsleistung 

Nach § 12 Abs. 1 Satz 2 BImSchG soll zur Sicherstellung der Anforderungen nach 

§ 5 Abs. 3 BImSchG bei Abfallentsorgungsanlagen eine Sicherheitsleistung auferlegt 

werden. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde die Sicherheitsleistung auf 

23.082,00 Euro festgesetzt. 

Maßgeblich für die Höhe der Sicherheitsleistung sind die voraussichtlichen Kosten 

der Entsorgung der maximal zulässigen Menge an gelagerten bzw. im Behandlungs-

prozess befindlichen Abfällen, denn der konkrete Umfang der bei einer möglichen Be-

triebseinstellung auf dem Betriebsgrundstück zu entsorgenden Abfälle ist nicht vor-

hersehbar (vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 13. März 2008 - 7 C 44.07 - juris, Rn. 42). 

Die Erfahrung hat bestätigt, dass gerade in den Fällen, in denen ein Betreiber nicht 

mehr willens oder in der Lage war, selbst eine ordnungsgemäße Entsorgung der in 

der Anlage vorhandenen Abfälle durchzuführen, in der letzten Phase des Betriebs die 

vorhandene Lagerkapazität häufig voll ausgeschöpft oder sogar überschritten wurde. 

Die Entsorgungskosten berechnen sich als Produkt aus der nach der Genehmigung 

maximal zulässigen Lager- bzw. Behandlungsmenge für jede einzelne Abfallart in 

Tonnen multipliziert mit einem durchschnittlichen Entsorgungspreis je Tonne der be-

treffenden Abfallart. Abfälle mit positivem Marktwert bleiben in diesem Zusammen-

hang unberücksichtigt, wobei allerdings auch keine saldierende Aufrechnung mögli-

cher Erlöse aus deren Verkauf erfolgen darf. Gerade im Falle einer drohenden Insol-

venz ist davon auszugehen, dass zum Zeitpunkt der Verwirklichung dieses Risikos 

sämtliche Möglichkeiten zur Aufrechterhaltung der Liquidität des Betriebs bereits aus-

geschöpft sind, wozu auch der gewinnbringende Verkauf von Abfällen mit positivem 

Marktwert gehört. 

Für die jeweils zu betrachtenden Abfälle müssen realistische Entsorgungskosten am 

Markt bei der Bemessung der Höhe der Sicherheitsleistung zu Grunde gelegt werden. 
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Da deren künftige Entwicklung zum Zeitpunkt dieser Anordnung nicht sicher prognos-

tizierbar ist, muss im Zweifel ein konservativer Ansatz auf der Grundlage aktueller 

Entsorgungskosten für die betreffenden Abfallarten gewählt werden. Insbesondere 

verbietet es sich im Hinblick auf Sinn und Zweck der Sicherheitsleistung, lediglich ak-

tuell sehr günstige Entsorgungspreise anzusetzen, da deren dauerhafter Bestand 

nicht gesichert erscheint. 

Analyse-, Umschlag-, Transportkosten und Unvorhergesehenes werden als Zuschlag 

berücksichtigt. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem vorgenannten Urteil vom 

13. März 2008 (juris. Rn. 41) einen derartigen Zuschlag in Höhe von 15 % ausdrück-

lich gebilligt. 

Die Höhe der Sicherheitsleistung ergibt sich gemäß der maximalen Lagermenge je 

Abfallart nach Nebenbestimmung 4.7.1 und den entsprechenden Entsorgungskosten 

(siehe Anlage 1) wie folgt: 

 

Summe Entsorgungskosten (brutto) 10.072,16 EUR 

+ 15 % Zuschlag    11.582,98 EUR 

Gerundet     11.580,00 EUR 

zu erbringende Sicherheitsleistung 11.580,00 EUR 

 

Dieser Berechnung liegen die von der Antragstellerin genannten Entsorgungspreise 

zu Grunde, die die Genehmigungsbehörde mit eigenen Erkenntnissen und Daten der 

Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg abgeglichen hat. 

Das öffentliche Interesse an der Festsetzung der Sicherheitsleistung in dieser Höhe 

überwiegt das private Interesse an der Festsetzung einer möglichst geringen Sicher-

heitsleistung. 

Nur durch eine Sicherheitsleistung in dieser Höhe ist gewährleistet, dass die Kosten 

der Abfallentsorgung und der Herstellung ordnungsgemäßer Zustände des Betriebs-

geländes nach einer Betriebseinstellung nicht zu Lasten der öffentlichen Hand gehen. 

In Nr. 4.7.7 dieser Genehmigung ist die Möglichkeit einer Anpassung der Sicherheits-

leistung für den Fall vorgesehen, dass diese aufgrund von Preisentwicklungen gebo-

ten erscheint. Eine Neubewertung der Höhe der Sicherheitsleistung kann auch auf-

grund einer anzeige- oder genehmigungspflichtigen Änderung des Anlagenbetriebs 

erforderlich werden, wenn sich die Änderung auf die Kapazität der Anlage oder die 

Qualität der in ihr zugelassenen Abfälle bezieht. 

Entscheidende Kriterien bei der Auswahl der Art der Sicherheitsleistung – in Aus-

übung des Auswahlermessenes zur Art des Sicherungsmittels – sind Insolvenzfestig-

keit und administrative Praktikabilität. Bei der Konkretisierung dieser Kriterien hat sich 

das Regierungspräsidium Karlsruhe an den Allgemeinen Vollzugsgrundsätzen des 

Ministeriums für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft, aktualisiert am 28.03.2023, S. 

5 ff., orientiert. Gründe, im vorliegenden Fall eine andere Form der Sicherheitsleis-

tung zu verlangen oder zu akzeptieren, sind weder vorgetragen noch ersichtlich. 
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Die Bürgschaftsurkunde wird im Falle der endgültigen Stilllegung der Anlage zurück-

gegeben, nachdem sich die zuständige Behörde, derzeit das Regierungspräsidium 

Karlsruhe, im Rahmen einer Kontrolle vor Ort und eventuell durch Auswertung weite-

rer Unterlagen davon überzeugt hat, dass die Anlage entsprechend den Vorgaben 

des § 5 Abs. 3 BImSchG ordnungsgemäß stillgelegt wurde, insbesondere alle vorhan-

denen Abfälle ordnungsgemäß entsorgt wurden. 

 

6 Gebührenentscheidung 

 

7. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim 

Verwaltungsgericht Karlsruhe erhoben werden. 

 

 

Hinweise: 

1. Es ist ein Immissionsschutz- und Abfallbeauftragter gemäß § 53 Abs. 1 BIm- 

SchG i.V.m. § 1 Abs. 1 der 5. BImSchV bzw. § 2 Nr.1 AbfBeauftrV zu bestellen 

und dem Regierungspräsidium Karlsruhe schriftlich zu benennen. 

 

2. Bei Stilllegung des Gesamtbetriebs oder einzelner Anlagen ist § 5 Abs. 3 BIm- 

SchG zu beachten. Die geplanten Maßnahmen sind frühzeitig mit dem Regierungs-

präsidium Karlsruhe, Referat 54.2, abzustimmen. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

………… 

 

Informationen zum Schutz personenbezogener Daten finden Sie auf unserer Internet-
seite unter 
Datenschutzerklärung zur Verwaltungstätigkeit der Regierungspräsidien 
Auf Wunsch werden diese Informationen in Papierform versandt. 

https://rp.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/RP-Internet/_DocumentLibraries/DSE/A-01.pdf

